
Information gemäß Art. 13 der Datenschutz-Grundverordnung zur 
Verwaltung der städtischen Kindertagesstätten

Datenschutzinformationen

Stadtverwaltung Mengen, Hauptamt - Soziales
Verantwortlicher nach Art. 4 
Nr. 7 DSGVO

Bürgermeister Philip Schwaiger
Hauptstr. 90, 88512 Mengen
Tel. 0 75 72 / 607 – 0
info@mengen.de

Stv. Bürgermeister Georg Bacher
Hauptstr. 90, 88512 Mengen
Tel. 0 75 72 / 607 – 0
info@mengen.de

Behördliche 
Datenschutzbeauftragte

Ulrike Eben
Datenschutzbeauftragte der Stadt Mengen
Hauptstr. 90, 88512 Mengen
datenschutzbeauftragte@mengen.de

Zweck(e) der 
Datenverarbeitung, 
Rechtsgrundlagen

Die personenbezogenen Daten werden zum Zweck der 
Verwaltung der städtischen Kindertagesstätten, insbesondere der 
Entgeltabrechnung, der Anforderungen von Zuschüssen, 
Unterstützungsleistungen für Eltern und zum Nachweis der  
Erfüllung von Betreuungsangebot, Betreuungsquote und 
Einhaltung der Betriebserlaubnis erhoben und verarbeitet.
Die Datenverarbeitung dient der Wahrnehmung einer Aufgabe, 
die im öffentlichen Interesse liegt (Art. 6 Abs. 1 Buchst. e DSGVO) 
sowie der Erfüllung des Betreuungsvertrags (Art. 6 Abs. 1 Buchst. 
b DSGVO).

Datenquelle Eltern / Erziehungsberechtigte der Kinder, die in einer städtischen 
Kindertagesstätte betreut werden.

Dauer der Speicherung Die Daten werden gelöscht, sobald der Zweck dafür entfällt, 
sofern keine gesetzliche Archivierungspflicht besteht

Empfänger oder Kategorie von 
Empfängern der Daten 
(Stellen, denen die Daten 
offengelegt werden)

Intern
• Nutzer der Finanzsoftware
• Kindergartenleitungen der städtischen Einrichtungen, 

welche das Kind besucht

Extern
• Statistisches Landesamt und Kommunalverband für 

Jugend und Soziales lt. § 47 Abs. 1 SGB Vlll i.V.m. §§ 19 u. 
22 LKJHG

• Das Geburtsdatum und die Betreuungsform werden für 
die Kindergartenbedarfsplanung zur Feststellung der 
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Belegung an die anderen Kindertagesstätten in Mengen 
und den Teilorten (auch nicht städtische) weitergegeben.

• Im Fall von Leistungsbezug durch das Landratsamt 
(Übernahme Kindergartenentgelte) wird zur Berechnung 
des Entgelts der Bescheid weitergegeben. Außerdem wird 
für den Leistungsbezug eine Bestätigung des Trägers der 
Tageseinrichtung ans Landratsamt weitergegeben.

Betroffenenrechte Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) insbesondere folgende 
Rechte:
a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten 

und deren Verarbeitung (Artikel 15 DS-GVO).
b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder 

unvollständig sein sollten (Artikel 16 DS-GVO).
c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, 

sofern eine der Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO 
zutrifft.
Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht 
ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 DS-GVO genannten 
Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der 
besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen 
Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der 
Verarbeitung gemäß Artikel 18 DS-GVO.

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die 
Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden, die Daten zur 
Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt werden 
oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die 
Interessen der Stadt gegenüber denen  der betroffenen 
Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-
GVO).
Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten 
bestritten, besteht das Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung. 

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, 
sofern an der Verarbeitung kein zwingendes öffentliches 
Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person 
überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung 
verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO).

Beschwerderecht Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der 
Aufsichtsbehörde (Der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg, Postfach 10 29 
32, 70025 Stuttgart, E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de), wenn sie der 
Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig 
verarbeitet werden.


